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Gedanken zur Ausgestaltung des Familienverfahrensrechts

Die Aufgaben des Verfahrens

Der Entwurf des Familiengesetzbuchs verpflichtet die 
Gerichte in § 24 Abs. 2 zur umfassenden und sorgfälti­
gen Prüfung und Untersuchung der Gründe und Ur­
sachen in Scheidungssachen. Damit schafft er bereits 
die Grundlagen für das gesamte Verfahren in Familien­
sachen. Die Aufgaben des Familienverfahrens können, 
nur erfüllt werden, wenn die gesamte Tätigkeit des 
Gerichts von den Grundsätzen des Familiengesetzbu­
ches bestimmt wird. Um die Forderungen des FGB- 
Entwurfs erfüllen zu können, muß auch das Familien­
verfahren von den Entstellungen und Verzerrungen des 
bürgerlichen Zivilprozesses mit seiner scheinheiligen, 
angeblich über den Streit der Parteien erhabenen, un­
parteilichen Stellung des Gerichts befreit werden.

Einen großen Schritt auf diesem Wege machte bereits 
die Eheverfahrensordnung vom 7. Februar 1956. In den 
fast zehn Jahren, die seit ihrem Inkrafttreten vergan­
gen sind, hat die Rechtsprechung diese Grundsätze 
weiterentwickelt und neue Erfahrungen gesammelt. Der 
Rechtspflegeerlaß hat ihr neue Aufgaben gestellt, die 
im Familienverfahren wie in jedem anderen Gerichts­
verfahren zu erfüllen sind.
Das neue Familienverfahrensrecht muß eine in sich 
geschlossene Neuregelung des gesamten gerichtlichen 
Verfahrens in Familiensachen sein, welche die bishe­
rigen Erfahrungen, die Aufgabenstellung des Rechts­
pflegeerlasses und des Gerichtsverfassungsgesetzes so­
wie die Grundsätze des neuen Familienrechts berück­
sichtigt. Die Einheitlichkeit von materiellem und pro­
zessualem Familienrecht erfordert auch die einheitliche 
Behandlung der Verfahren in Ehesachen und den übri­
gen Familiensachen. Für sämtliche familienrechtlichen 
Verfahren müssen dieselben Grundsätze gelten, und es 
geht nicht an, die Unterhaltssachen, Verfahren über 
das elterliche Erziehungsrecht, über die Vaterschafts­
feststellung oder die Teilung des gemeinsamen Vermö­
gens nach anderen Gesichtspunkten durchzuführen als 
die Verfahren in Scheidungssachen.

Der den Gerichten vorliegende und in die fachliche 
Diskussion einzubeziehende Entwurf der familienrecht­
lichen Verfahrensbestimmungen baut auf der Ehever­
fahrensordnung und den mit ihrer Anwendung gesam­
melten Erfahrungen auf. Er steht im Einklang mit den 
durch die Arbeit der Gesetzgebungskommission für die 
Ausarbeitung einer neuen ZPO gewonnenen Erkennt­
nissen. Die Anwendung seiner Bestimmungen wird 
dazu beitragen, neue Erfahrungen für die allgemeine 
Umgestaltung des Zivilverfahrens zu sammeln.

Solange kein neues Zivilverfahrensrecht geschaffen ist, 
muß aber noch auf die ZPO verwiesen werden, deren 
Bestimmungen ergänzend Anwendung finden, soweit 
sie dem Sinn des Verfahrens in Familiensachen und 
den Prinzipien des Familienrechts entsprechen. Eine 
solche Regelung ist notwendig, weil nicht gleichzeitig 
die Neuregelung der vielen Einzelvorschriften der ZPO 
möglich war und einer umfassenden neuen ZPO nicht 
vorgegriffen werden kann. Der Entwurf muß sich des­
halb darauf beschränken, nur die für das Familienver- 
fahren notwendigen Bestimmungen zu treffen. Bei der 
Fertigstellung der ZPO wird die mit dem Entwurf ge­
schaffene Übergangsregelung mit den Grundsätzen des

sozialistischen Zivilverfahrens in Übereinstimmung ge­
bracht werden.

Grundsätze des Verfahrens in Familiensachen
Schutz von Ehe und Familie
Die Gerichte sind verpflichtet, durch ihre Tätigkeit den 
Bestand der Ehe zu schützen und die Entwicklung der 
Familie zu fördern und zu diesem Zweck mit den 
staatlichen Organen, besonders mit den Organen der 
Volksbildung sowie mit den gesellschaftlichen Organi­
sationen zusammenzuarbeiten und deren Mitwirkung 
zu gewährleisten.
Indem die Gerichte durch die erzieherische Wirkung 
ihrer Verfahren den Bürgern die Moralauffassungen 
des Familiengesetzbuches als gesellschaftliche Normen 
bewußt machen und sie den Bürgern als Maxime ihres 
Verhaltens vermitteln, tragen sie unmittelbar zum 
Schutz der Ehe und zur Förderung der Familie bei.
In den Verfahren ist stets auf eine gütliche Einigung 
über die Gestaltung der persönlichen Beziehungen und 
der Vermögensverhältnisse zwischen Ehegatten, zwi­
schen Eltern und Kindern und zwischen Verwandten 
hinzuwirken. In ihrer Tätigkeit erziehen die Gerichte 
mit Hilfe der gesellschaftlichen Kräfte aus dem Lebens­
bereich der Parteien die Bürger zur Beachtung und Ein­
haltung der Regeln des sozialistischen Familienlebens 
und helfen ihnen, ihre Angelegenheiten dem sozialisti­
schen Recht entsprechend selbst zu gestalten.

Stellung des Gerichts, der Parteien und ihrer Vertreter
Diesen grundsätzlichen Aufgaben in Familiensachen — 
als Familiensachen gelten alle Verfahren, die sich aus 
den im Entwurf des FGB genannten familienrechtlichen 
Beziehungen ergeben — entsprechen auch die Stellung 
des Gerichts, der Parteien und ihrer Vertreter.
Die neue Stellung des Gerichts und der Parteien läßt 
sich nicht mit den in der bürgerlichen Rechtswissen­
schaft entwickelten Begriffen der Offizialmaxime und 
der Dispositionsbefugnis der Parteien erklären. Das 
Gericht ist weder der „neutrale“ und unbeteiligte 
Schiedsrichter, noch ist es der absolute Herrscher über 
das Verfahren; die Parteien sind nicht Objekt des Ver­
fahrens oder von der Gesellschaft isolierte, um ihre 
persönlichen Ansprüche streitende Individuen. Wegen 
der grundsätzlichen Übereinstimmung der Interessen 
des einzelnen und der Gesellschaft an der Entwicklung 
und Festigung von Ehe und Familie ist es die Auf­
gabe des Gerichts und der Parteien gleichermaßen, die 
Ursachen und Gründe der auftretenden Konflikte auf­
zudecken, sie zu überwinden und Wege für die weitere 
Gestaltung der Familienbeziehungen zu finden.
Zur besseren Wahrung der Rechte der Bürger in allen 
Familiensachen sollen in jedem Stadium e i n s t w e i ­
l i g e  A n o r d n u n g e n  getroffen werden können, 
wie dies bisher nur für Ehesachen vorgesehen war. 
Damit wird die Einheitlichkeit der Familiensachen 
unterstrichen, und der Erlaß einstweiliger Verfügungen 
des Zivilverfahrens ist nicht mehr nötig. Gegen die 
einstweilige Anordnung soll die sofortige Beschwerde 
zulässig sein, damit fehlerhafte einstweilige Anordnun­
gen schon während des weiteren Verfahrens durch das 
Bezirksgericht überprüft und aufgehoben werden kön­
nen. Gegenüber dieser Notwendigkeit muß die Beschleu-
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